
Wenn „Mamas Liebling“
in großen Lettern auf
dem Pullover von selbi-

gem prangt, sieht das süß aus.
Steht aber „Süße Hingabe“ oder
„So sexy“ auf dem T-Shirt einer
Fünfjährigen, stellt sich ein fader
Beigeschmack ein. Unionspoliti-
ker appellieren deshalb an die In-
dustrie, auf anzügliche Botschaf-
ten auf Kinderbekleidung zu ver-
zichten. „Ich fordere Hersteller
und Händler auf, derartige Klei-
dung aus ihrem Sortiment zu
nehmen“, sagt der CDU-Politi-
ker Marcus Weinberg. Und Chris-
tina Schwarzer, Unions-Obfrau
im Familienausschuss, postu-
liert: „ Wir müssen auf Verkäufer
einwirken, solche Produkte nicht
mehr zu verkaufen.“

Es ist doch gut zu wissen, dass
Politiker stets das Wohl der Bür-
ger im Blick haben. Mal wollen
sie die Fernsehshow Big Brother

verbieten, dann fordern sie – mit
bester Absicht für Mensch und Tier
– ein Limonaden-Verbot an Schulen
und einen fleischlosen Tag in Kanti-
nen. 2007 gab es einen Vorstoß zur
Reglementierung von Computer-
spielen. Die Liste der nie verwirk-

lichten Verbotsforderungen ist
lang: Motorroller, Facebook-Partys,
Plastiktüten oder Kopfhörer für Fuß-
gänger – immer wieder gab und gibt
es Versuche, die Welt durch ein Ver-
bot ein bisschen besser zu machen.
Manches Verbot, wie die lang und
kontrovers diskutierten Raucherge-
setze, konnte sich am Ende – mit
Einschränkungen – durchsetzen.

Auch über die Aufhebung von Ver-
boten haben Politiker schon disku-
tiert: Im vergangenen Jahr wollten
mehrere Abgeordnete das Hunde-
verbot im Bundestag abschaffen.
Zum Bedauern der Tierfreunde lei-
der vergebens. Der Grad zwischen
sinnvollem Verbot und unsinniger
Beschränkung ist zuweilen schmal.
Wie wäre es da zur Abwechslung
mal mit einem Gebot an die Eltern:
Wenn auf den Klamotten eurer Kin-
der schon ein Spruch stehen muss,
achtet darauf, dass es ein gescheiter
ist.  CHRISTINE HOFMANNUmstritten: Sexy Lätzchen.

Frankfurt. Fahrgäste der Deut-
schen Bahn müssen sich heute auf
einen bundesweiten Streik der Lok-
führer einstellen. Im festgefahrenen
Tarifkonflikt rief die Lokführerge-
werkschaft GDL ihre Mitglieder zu
einem flächendeckenden 14-stündi-
gen Ausstand auf – von 14 Uhr am
heutigen Mittwoch bis 4 Uhr am

Donnerstagmorgen. Der Streik
dürfte zu zahlreichen Zugausfällen
und Verspätungen führen. Betrof-
fen sind der Fern- und Regional-
verkehr ebenso wie S-Bahnen und
der Güterverkehr. Bereits ab Mitt-
wochmorgen soll es einen Ersatz-
fahrplan für die Züge des Fernver-
kehrs geben. dpa

Lokführer streiken erneut
14-stündiger Ausstand ab dem Nachmittag geplant

Stuttgart. Für einen Erfolg bei der
Landtagswahl 2016 muss die Süd-
west-CDU nach Meinung des Tübin-
ger Politikwissenschaftlers Josef
Schmid Wähler der „Alternative für
Deutschland“ und verbliebene
FDP-Anhänger von sich überzeu-
gen. Das bringe der Partei mehr, als
sich auf Ministerpräsident Winfried
Kretschmann und seine Grünen ein-
zuschießen, sagt Schmid im Inter-
view mit der SÜDWEST PRESSE.
„Es gibt nur einen Platzhirsch, und
das ist der Ministerpräsident.“ Ein
Wettkampf gegen ihn bringe den
Christdemokraten nichts. Ein Wahl-
kampf, der sich vornehmlich um
die Wähler der AfD bemühe, schaffe
dagegen „viel Profil“. Gelinge es
nicht, mit den Themen Sicherheit
und Ausländer bei AfD-Wählern zu
punkten, werde es „eng“ für die
Christdemokraten im Land.

Im Rennen um die CDU-Spitzen-
kandidatur sieht Schmid Landtags-
präsident Guido Wolf vor Landes-
chef Thomas Strobl. Bis 2. Dezem-
ber entscheiden die Mitglieder.   wie
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Ankara. Der internationale Kampf
gegen die Terrormiliz Islamischer
Staat wird durch neue Gefechte zwi-
schen der Türkei und der verbote-
nen kurdischen Arbeiterpartei PKK
erschwert.

Die türkische Armee flog erst-
mals seit März 2013 Luftangriffe auf
PKK-Stellungen im eigenen Land.
Die Kurdenpartei warf dem Militär
eine Verletzung der Waffenruhe vor.
Diese hatte die Organisation im vor
eineinhalb Jahren ausgerufen.

Die Spannungen zwischen der
PKK und der türkischen Regierung
waren durch die Kämpfe um die sy-
risch-kurdische Grenzstadt Kobane
verschärft worden. Die PKK wirft An-
kara vor, einem drohenden Massa-
ker an den Kurden in Kobane durch
die sunnitische Terrormiliz IS taten-
los zuzuschauen.

Die Türkei weigert sich, den Kur-
den in Syrien militärisch beizuste-
hen oder einen Korridor einzurich-
ten, durch den Kurden aus anderen
Gebieten den Kämpfern in der
Stadt zu Hilfe kommen könnten.
Die PKK ist eng mit den in Kobane
kämpfenden kurdischen Volks-
schutzeinheiten (YPG) in Syrien ver-
bunden.

Der inhaftierte PKK-Chef Ab-
dullah Öcalan warnte vor einem
Ende des Friedensprozesses, sollte
der IS in Kobane ein Massaker ver-
üben.  dpa
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Gelsenkirchen. Die deutsche Fuß-
ball-Nationalmannschaft hat in der
EM-Qualifikation einen weiteren
Rückschlag erlebt. Beim 1:1 (0:0) ge-
gen Irland musste der Weltmeister
in Gelsenkirchen in der Nachspiel-
zeit den Ausgleich durch John
O'Shea (90.+4 Minute) hinnehmen.
Toni Kroos (71.) hatte das Team von

Joachim Löw in Führung gebracht.
Damit verpasste der Gastgeber die
Rehabilitation für die 0:2-Nieder-
lage in Polen drei Tage zuvor. Auf
dem Weg zur Europameisterschaft
2016 ist Deutschland mit vier Punk-
ten aus drei Spielen weiterhin nur
Tabellenvierter in der Gruppe D.
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Forschungsfabrik, Wagniskapi-
talfonds, Software-TÜV: Grün-
Rot will das Land zur Modellre-
gion für die Digitalisierung der
Wirtschaft entwickeln.

ROLAND MUSCHEL

Stuttgart. Mit einem Maßnahmen-
bündel will Grün-Rot Baden-Würt-
temberg zum Vorreiter bei der Digi-
talisierung und der Produktion
nach dem modernen Standard 4.0
machen. Dazu plant die Regierung
nach Informationen der SÜDWEST
PRESSE einen neuen Wagniskapital-
fonds für IT-Gründer und eine
„E-Science-Strategie“ für die Hoch-

schulen. Regierungschef Winfried
Kretschmann (Grüne) wird die Ini-
tiativen heute in einer Regierungser-
klärung ankündigen.

Um kleineren Firmen bei der Digi-
talisierung zu helfen, will das Land
dem Mittelstand über ein „Cloud-
Computing“-Projekt Softwarean-
wendungen, Plattformdienste und
Infrastrukturleistungen anbieten.
Eine „Forschungsfabrik“ auf dem
Campus des Karlsruher Instituts für
Technologie (KIT) soll dazu Vorar-
beiten leisten. Kretschmann und
Wirtschaftsminister Nils Schmid
(SPD), der das Thema federführend
bearbeitet, wollen eine Abkopplung
des Mittelstands von der technologi-
schen Entwicklung verhindern.

Um der Angst vor Datenmiss-
brauch zu begegnen, finanziert die
Baden-Württemberg-Stiftung ein
Forschungsprogramm zur Datensi-
cherheit. Grün-Rot plant zudem ein
TÜV-ähnliches Zertifikat für Soft-
ware und Sicherheitssysteme.

Die Vision der totalen Vernet-
zung von Produktions-, Montage-,
Liefer- und Serviceprozessen fir-
miert unter dem Stichwort „Indus-
trie 4.0“. Für die baden-württember-
gischen Kernbranchen Automobil-
und Maschinenbau, Elektro- und
Medizintechnik gilt die Digitalisie-
rung als essenziell. Mit Vertretern
von Wirtschaft und Wissenschaft
gründet das Land daher auch die
„Allianz Industrie 4.0“. In diesen

Branchen könnten die neuen Kon-
zepte laut einer Studie ein Zusatz-
wachstum von 2,2 Prozent pro Jahr
auslösen. Die Investitionen des Lan-
des bewegen sich pro Jahr im zwei-
stelligen Millionenbereich.

Die SPD hält Kretschmann indi-
rekt vor, mit der Regierungserklä-
rung eines ihrer Themen okkupie-
ren zu wollen. „Wirtschaftsminister
Schmid arbeitet seit Jahren daran,
die Wirtschaft im Südwesten für das
Zeitalter der Digitalisierung fit zu
machen. Wir freuen uns, dass mitt-
lerweile auch Herr Kretschmann
dieses wichtige Thema entdeckt
hat“, sagte SPD-Generalsekretärin
Katja Mast dieser Zeitung.
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Land setzt auf Digitalisierung
Regierungserklärung: Südwesten soll Vorreiter der „Industrie 4.0“ werden
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Technologischer Vorreiter
wollte Baden-Württemberg
immer sein. Der damalige

CDU-Regierungschef Lothar
Späth hatte in den 1980er Jahren
mit dem Bau von Technologiezen-
tren ein Zeichen gesetzt; Nachfol-
ger Erwin Teufel mit drei „Zu-
kunftsoffensiven“ ebenfalls auf
den Nutzen der Forschung für
den Wirtschaftsstandort gebaut.

Diese milliardenschweren Im-
pulse haben die Wettbewerbsfä-
higkeit gestärkt. Grün-Rot setzt
diesen Weg mit der Förderung
von Forschungsprojekten und Alli-
anzen zur Digitalisierung der Wirt-
schaft fort. Angesichts der Wachs-
tumspotenziale auf diesem Ge-
biet in Kernbranchen des Landes
ist das wichtig und richtig. Gerade
mittelständische Unternehmen,
die das Rückgrat der heimischen

Wirtschaft bilden, drohen sonst
abgehängt zu werden. Deshalb ist
auch die IG Metall im Boot. Ange-
sichts der Dimension sind die An-
strengungen des Landes sogar
eher noch ausbaufähig.

Das Thema war und ist bei Wirt-
schaftsminister Nils Schmid gut
aufgehoben. Dass nun Minister-
präsident Winfried Kretschmann
(Grüne) für seine erste Regierungs-
erklärung zur Wirtschaftspolitik
die Digitalisierung ausgewählt
hat, unterstreicht deren Bedeu-
tung. Es zeigt aber auch, dass der
Urnengang im März 2016 näher
rückt. Die CDU hat „Industrie 4.0“
ebenfalls als Zukunfts- und Wahl-
kampfthema entdeckt. Alle Par-
teien wollen damit Wirtschafts-
kompetenz demonstrieren. Für
das Land muss das kein Schaden
sein.  ROLAND MUSCHEL

Wahlkampf mit Zukunft
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Nach positiv aufgenommenen Un-
ternehmenszahlen konnte sich der
deutsche Aktienmarkt gestern wei-
ter stabilisieren.

Es ist wechselnd bis stark bewölkt.
Von Westen her ziehen im Tages-
verlauf einige Schauer durch.

„Ein Fall von Liebe“ – Nach einem
Unfall geht der Anwalt Florian
(Francis Fulton-Smith) in sich. Statt
Immobilienhaien vertritt er eines
ihrer Opfer. Sarah (Mariella Ah-
rens) verliebt sich in ihn – dann
aber sieht sie belastende Fotos.

DAX 8825 (+0,15%)

WETTER bis 18˚

TV-TIPP SWR, 22.00

Krisenstab in Bayern

München. Ein Krisenstab der baye-
rischen Landesregierung soll den
akuten Notstand bei der Flücht-
lingsunterbringung bewältigen.
Erste Aufgabe soll sein, für eine
Entspannung der Lage in Mün-
chen zu sorgen, wo jede Woche
tausende Flüchtlinge eintreffen.
Derzeit warten allein in München
2000 Asylbewerber darauf, dass sie
behördlich registriert werden. dpa

FLÜCHTLINGE

Spukschlösser:
Bei den Briten sind
die Geister los  Seite 8

Nationalpark:
Bürger sollen
mitreden Seite 6

Spielfilme:
Schleckerfrauen
wütend  Seite 9

Volleyball:
VfB Friedrichshafen
wieder Favorit Seite 13

Ulm. Diakonie und Caritas schla-
gen Alarm: Der Mangel an günsti-
gen Wohnungen sei eklatant und
betreffe Menschen verschiedener
Schichten.  Seite 17

AUS DEM INHALT

Mangelware
Wohnung



Wenn die CDU 2016 erfolgreich
sein will, darf sie sich nicht am
populären Ministerpräsidenten
Kretschmann abarbeiten. Der
sozialdemokratische Politikwis-
senschaftler Josef Schmid rät
ihr, die AfD-Wähler abzuholen.

BETTINA WIESELMANN

In den vergangenen drei Jahren hat
sich die Opposition an Grün-Rot ab-
gearbeitet. Andererseits findet laut
Umfragen eine deutliche Mehrheit,
dass das Land gut regiert werde. Ra-
ten Sie der CDU zu einem Polarisie-
rungswahlkampf?
JOSEF SCHMID: Eher nicht. Es gibt
hierzulande eine ziemlich starke
Konsenskultur. Deshalb muss sich
die CDU, die sich 2016 durchaus
Chancen ausrechnen kann, fragen,
ob sie sich unbedingt auf die Grü-
nen im Allgemeinen und Kretsch-
mann im Besonderen einschießen
soll. Ich würde raten, ihn zu umspie-
len, ihn zu dethematisieren. Viel-
mehr kommt es für die CDU darauf
an, ihren Rand zu kontrollieren. Sie
muss versuchen, die Wähler der
AfD, aber auch die noch verbliebe-
nen der FDP an sich zu binden.

Weil das effizienter ist?
SCHMID: Ja. Warum ein halbes Pro-
zent von den Grünen abjagen,
wenn ich mit demselben Ressour-
ceneinsatz von anderen Parteien
drei, vier Prozent holen könnte? Das
heißt dann auch, es kommt gar
nicht so sehr darauf an, ob der
CDU-Kandidat so beliebt ist wie
Kretschmann – sondern ob die
CDU zusätzliche Wählerstimmen
holt, übrigens auch von der SPD.

Diskutiert wird derzeit aber die
Frage, ob Thomas Strobl oder Guido
Wolf Kretschmann gefährlicher wer-
den könnte.
SCHMID: Mir scheint die Debatte,
welcher der beiden Anwärter auf
die Spitzenkandidatur höhere Be-
liebtheitswerte hat, falsch geführt.

Es gibt kein ehernes Gesetz, dass
man im Wahlkampf die Spitzenkan-
didaten aufeinander jagt. Kohl und
Merkel haben erfolgreich Dethema-
tisierungswahlkämpfe geführt, den
Gegner ignoriert.

Das kann ein Amtsinhaber leicht ma-
chen.
SCHMID: Ja, und Kretschmann
wird es auch tun. Deshalb muss ich
mich als Herausforderer genau da-
rauf einstellen, ich muss keinen
Wettkampf führen, den ich nicht ge-
winnen kann. Wir wissen aus allen
Analysen: Es gibt nur einen Platz-
hirsch, und das ist der Ministerpräsi-
dent.

Was heißt das für die CDU konkret?
SCHMID: Von Vorteil könnte ein
Wahlkampf sein, der sich vornehm-
lich um die Wähler der AfD bemüht.
Das schafft viel Profil.

Über Anbiederung oder über Ableh-
nung?
SCHMID: Natürlich muss die CDU
ganz massiv gegen die AfD schie-
ßen, sie vor allem beim Europa-
Thema stellen. Da schadet es auch
nicht, zu sagen, wir sind hier an der
Seite der FDP, haben aber auch
Überlappungen mit den Grünen
und der SPD, zumal das ja auch Ko-
alitionspartner sein können.

Aus der Sicht der AfD-Wähler muss
es gerade deshalb eine Alternative ge-
ben, eben die AfD. Die wollen The-
men wie Sicherheit oder Ausländer
klar besetzt sehen, was für die CDU
schnell zur Gratwanderung wird.
SCHMID: Wenn sie das nicht hin be-
kommt, sind diese Wähler weg! Und
dann wird es eng für die CDU.

Was müssen Christdemokraten ne-
ben mehr Sicherheit versprechen?
Ruhe an der Bildungsfront, weniger
Staus?
SCHMID: Drei Kernbereiche sehe
ich: Das Thema Bildung ganz vorn,
wobei am wichtigsten die Zusage
sein wird, Neues im wesentlichen
mitzutragen, aber das vielfach emp-
fundene Chaos zu beseitigen. Zwei-
tens muss die kommunal gut veran-
kerte CDU besonderes Augenmerk
auf ihr angestammtes Terrain, den
ländlichen Raum lenken, der im
Land der Häuslebauer auch unge-
mein wichtig ist. Da sehen die Men-
schen zum Beispiel, dass aus demo-
grafischen Gründen ihre Altersvor-
sorge verschwindet, weil das Haus
an Wert verliert. Auch da gilt wie-

der: Nicht versuchen, drei Wähler
mehr in der Großstadt zu gewin-
nen, wenn ich mit weniger Einsatz
30 auf der Schwäbischen Alb krie-
gen kann. Und natürlich kann man
bei der CDU-Klientel punkten,
wenn man die Radwege-Politik von
Minister Winfried Hermann aufs
Korn nimmt.

Wem trauen Sie den überzeugende-
ren Wahlkampf zu, dem CDU-Lan-
deschef Thomas Strobl oder Land-
tagspräsident Guido Wolf?
SCHMID: Wir wissen über beide re-
lativ wenig. Das ist ganz normal in
der Landespolitik, die kicken, um es
mal so zu sagen, in der Landesliga
und nicht in der Champions Lea-
gue. Das heißt aber auch, man kann
mit beiden noch sehr viel anfangen,
wenn sie ordentlich in einen strate-
gischen Kontext eingebaut werden.

Wer wird größere Chancen bei den
CDU-Mitgliedern haben?

SCHMID: Entscheidend wird sein,
wer die meisten Kontakte zur Basis
hat. Nicht unbedingt zum einzel-
nen Mitglied, sondern zu den Funk-
tionären und Mandatsträgern, die
dann wieder als Meinungsführer
nach innen wirken. Es geht zu-
nächst nicht um solch eine geheime
Entscheidung wie bei einer richti-
gen Wahl, sondern man diskutiert
am Stammtisch.

Inhaltlich unterscheiden sich die Bei-
den nicht sonderlich, müssten sie im
innerparteilichen Wahlkampf kon-
turierter auftreten?
SCHMID: Nein, nur möglichst unan-
greifbar. Jetzt geht es erst einmal
um das Trainingsspiel vor dem rich-
tigen Match, das Dumme ist frei-
lich, dass es kein Freundschafts-
spiel ist. Jeder will unbedingt gewin-
nen. Erst die Mehrheit in der CDU,
später bei den Wählern, was im übri-
gen voraussetzt, dass man innerpar-
teilich möglichst keine Wunden
reißt.

Der Bundespolitiker Strobl steht auf
den überregionalen Seiten in der Zei-
tung, man sieht ihn in der Tages-
schau.
SCHMID: Das Parteimitglied fragt
sich eher, hab ich mit dem schon
mal ein Bier getrunken und wollte
ich das. Aus der innerparteilichen
Logik würde ich Wolf, der das Be-
dürfnis nach einem Landesvater be-
dienen kann, einen Vorsprung attes-
tieren, auch wegen seiner Vernet-
zung in der Landtagsfraktion. Da sit-
zen die Multiplikatoren für ihn.

Heilbronn. 21 Millionen Euro hat
die Stadt Heilbronn gestern vom
Land für die Bundesgartenschau
2019 bekommen. Das Geld sei für
eine „zukunftsweisende Stadtent-
wicklung“ bestimmt, erklärte Minis-
ter Alexander Bonde im Rathaus.

Oberbürgermeister Harry Mergel
(SPD) war der bisher höchste Zu-
schuss so wichtig, dass er eigens die
Sitzung des Gemeinderates unter-
brechen ließ. Mit den Millionen aus
der Landeskasse soll eine „ökologi-
sche Modellsiedlung“ gefördert wer-
den. Dabei handle es sich um einen
„Null-Emissions-Stadtteil“, in dem
der motorisierte Individualverkehr
reduziert werde, erklärte Bonde.
Der grüne Minister für den ländli-
chen Raum gab sich überzeugt,
dass Heilbronn bei der „Buga 2019“
auch mit attraktiven Grünanlagen
und stadtbildprägenden Wasserflä-
chen „Maßstäbe setzen“ werde.

Bei den 21 Millionen handelt es
sich um Sondermittel der Landesre-
gierung. Heilbronn erwartet wei-
tere Gelder aus anderen Töpfen. Ins-
gesamt werde mit 53 Millionen
Euro gerechnet, sagte Buga-Ge-
schäftsführer Hanspeter Faas der
SÜDWEST PRESSE. 17 Millionen
Euro seien für die Städtebauförde-
rung zugesagt, fünf Millionen Euro
stammten aus der Gemeindever-
kehrsfinanzierung vor allem für
Rad- und Fußwege, 10 Millionen
Euro kämen aus einem kommuna-
len Fonds.

Für die fünfte Bundesgarten-
schau in Baden-Württemberg wer-
den dauerhafte Einrichtungen im
Wert von 141 Millionen Euro ge-
schaffen. Die nationale Leistungs-
schau wird 43,5 Millionen Euro kos-
ten. Davon müssen 33,5 Millionen
durch Eintritt, Mieten und Verpach-
tungen erwirtschaftet werden. Die
Stadt wird sich mit 10 Millionen
Euro beteiligen. Faas geht von 2,2
Millionen Besuchen beim Verkauf
von 30 000 Dauerkarten aus.  hgf

Stuttgart. Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann (Grüne) will mit
Vietnam wirtschaftlich noch mehr
zusammenarbeiten. „Die Republik
Vietnam ist ein erfolgreiches und
aufstrebendes Land“, erklärte
Kretschmann in Stuttgart. „Baden-
Württemberg möchte deswegen die
Beziehungen zu Vietnam noch in-
tensiver gestalten und auf ein brei-
tes Fundament setzen.“ Eine weiter-
führende Zusammenarbeit sei vor
allem in der beruflichen Bildung
denkbar, sagte Kretschmann aus An-
lass des Staatsbesuchs des vietna-
mesischen Premierministers
Nguyen Tan Dung im Südwesten.

„Baden-württembergische Unter-
nehmen, die in Vietnam mit eige-
nen Produktionsstätten und Nieder-
lassungen vertreten sind, können
hier eine Vorreiterrolle überneh-
men“, sagte Kretschmann. Hiervon
würden die hiesigen Unternehmen
sowie die vietnamesische Wirt-
schaft gleichsam profitieren. Im
Hochschulbereich hat der Südwes-
ten bereits zahlreiche Kooperatio-
nen in Vietnam geschlossen. lsw

Josef Schmid, Politikwissenschaftler in Tübingen: Warum soll die CDU mühsam versuchen, drei Wähler in der Großstadt zu
gewinnen, wenn sie viel einfacher 30 Wähler auf der Schwäbischen Alb überzeugen kann?  Foto: Pressebild

Empörung rund um das Wutach-
tal: Der Flughafen Zürich will
den Landeanflug weiter nach
Norden verlagern. Die südbadi-
schen Landkreise protestieren.

Stuttgart/Berlin. Der Dauerstreit
um den Fluglärm an der Grenze zur
Schweiz geht in die nächste Runde.
Die drei Landkreise in Südbaden
protestierten gestern gegen ein
neues Betriebskonzept des Flugha-
fens Zürich mit verlegten Flugrou-
ten: „Dies ist für uns nicht hinnehm-
bar“, hieß es in einer Erklärung der
Landräte der Kreise Schwarzwald-
Baar, Konstanz und Waldshut. Auch
das Stuttgarter Verkehrsministe-
rium und das Regierungspräsidium
Freiburg forderten, dass Betriebsän-
derungen nicht zu Lasten der süd-
deutschen Region gehen dürften.

Der Flughafen Zürich hat die be-
troffenen Landkreise vergangene
Woche von den geplanten Änderun-
gen unterrichtet. An- und Abflüge
sollen voneinander getrennt wer-
den, um die Sicherheit zu erhöhen.
Demnach sollen aus Westen kom-
mende Flugzeuge über Hohenten-
gen und das Wutachtal zu einem ge-
meinsamen Anflugpunkt über dem
Schwarzwald-Baar-Kreis geführt
werden. Damit „hätte die Schweiz
endgültig ihr Ziel erreicht, die Nord-
ausrichtung des Flughafens Zürich
dauerhaft zu Lasten Deutschlands
zu zementieren“, kritisierte der Kon-
stanzer Landrat Frank Hämmerle
(CDU). Die Schweiz könnte dann
während der gesamten Betriebszeit
Zürich von Norden anfliegen.

„Die politische Zielsetzung, die
süddeutsche Region vom Fluglärm
zu entlasten, würde dadurch ad ab-
surdum geführt“, erklärte Häm-
merle mit den Landräten Sven Hin-
terseh (CDU, Schwarzwald-Baar-
Kreis) und Martin Kistler (FDP, Kreis
Waldshut). Sie appellierten an Bun-
desverkehrsminister Alexander
Dobrindt (CSU), eine weitere Anpas-
sung der Durchführungsverord-
nung nicht zuzulassen.

Dobrindt traf in dieser Frage am
Montagabend mit sechs Bundes-
tagsabgeordneten aus Baden-Würt-
temberg zusammen. Nach einer
Mitteilung der CDU-Landesgruppe
im Bundestag hat der Verkehrsmi-
nister zugesagt, im Interesse der
Südbadener alle möglichen Auswir-
kungen des neuen Konzepts auf Be-
völkerung und Umwelt zu prüfen.
„Wir wollen weniger Fluglärm in
Südbaden, nicht mehr!“, sagte der
Vorsitzende der Landesgruppe, Tho-
mas Strobl. Im Anflug auf den
Schweizer Großflughafen Zürich
nehmen mehr als 80 Prozent der Ma-
schinen Kurs über Süddeutschland.
Das trifft den Schwarzwald und der
Bodensee, die direkt in der Einflug-
schneise liegen. Dort gibt es seit
mehr als 30 Jahren Widerstand. lsw

Zusammenarbeit
mit Vietnam

Josef Schmid Seit vier Jahren ist der Poli-
tikwissenschaftler Josef Schmid, der an der
Universität Konstanz studiert hat, haupt-
amtlicher Dekan der wirtschafts- und sozi-
alwissenschaftlichen Fakultät der Universi-
tät Tübingen. Seit fast 30 Jahren schon be-
schäftigt sich der Sozialdemokrat mit der
CDU. Zu den Forschungsgebieten des
58-jährigen Professors zählen neben Par-
teien und Verbänden auch Wohlfahrtstaats-
vergleiche.  wie

„Den Platzhirsch umspielen“
Tübinger Politologe Schmid: Wie die CDU die Wahl 2016 gewinnen kann

Landrat Frank
Hämmerle:
Noch mehr Flie-
ger mit Ziel Zü-
rich über Süd-
baden.
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